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Antrag
des Landes Nordrhein-Westfalen

Verordnung über die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am 
Straßenverkehr und zur Änderung weiterer straßen-
verkehrsrechtlicher Vorschriften

Punkt 35 der 977. Sitzung des Bundesrates am 17. Mai 2019

Der Bundesrat möge anstelle von Ziffer 2 der Empfehlungsdrucksache 158/1/19 

beschließen, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach 

Maßgabe folgender Änderung zuzustimmen:

Zu Artikel 1 § 10 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3, 4 und 5 eKFV 

Artikel 1 § 10 ist wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Innerhalb geschlossener Ortschaften dürfen Elektrokleinstfahrzeuge nur 

baulich angelegte Radwege, darunter auch gemeinsame Geh- und Radwege 

(Zeichen 240 der Anlage 2 zur Straßenverkehrs-Ordnung) und die dem 

Radverkehr zugeteilte Verkehrsfläche getrennter Rad- und Gehwege (Zei-

chen 241 der Anlage 2 zur Straßenverkehrs-Ordnung), sowie Radfahrstrei-

fen (Zeichen 237 in Verbindung mit Zeichen 295 der Anlage 2 zur Straßen-

verkehrs-Ordnung) und Fahrradstraßen (Zeichen 244.1 der Anlage 2 zur 

Straßenverkehrs-Ordnung) befahren.“

b) Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Außerhalb geschlossener Ortschaften dürfen Elektrokleinstfahrzeuge nur 

baulich angelegte Radwege, darunter auch gemeinsame Geh- und Radwege 

(Zeichen 240 der Anlage 2 zur Straßenverkehrs-Ordnung) und die dem 

Radverkehr zugeteilte Verkehrsfläche getrennter Rad- und Gehwege (Zei-

chen 241 der Anlage 2 zur Straßenverkehrs-Ordnung), sowie Radfahrstrei-
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fen (Zeichen 237 in Verbindung mit Zeichen 295 der Anlage 2 zur Straßen-

verkehrs-Ordnung), Fahrradstraßen (Zeichen 244.1 der Anlage 2 zur Stra-

ßenverkehrs-Ordnung) und Seitenstreifen befahren.“

c) Absatz 3 und Absatz 4 sind zu streichen. 

d) Der bisherige Absatz 5 ist als Absatz 3 zu bezeichnen und wie folgt zu fas-

sen:

‚(3) Für das Befahren von anderen Verkehrsflächen können die Straßenver-

kehrsbehörden abweichend von Absatz 1 und 2 Ausnahmen für bestimmte 

Einzelfälle oder allgemein für bestimmte Antragsteller zulassen. Eine all-

gemeine Zulassung von Elektrokleinstfahrzeugen auf solchen Verkehrsflä-

chen kann durch Anordnung des Zusatzzeichens 

„Elektrokleinstfahrzeuge frei“ 

bekanntgegeben werden.‘ 

Begründung: 

§ 10 Absatz 3 und 4 der Verordnung sind aus Gründen der Verkehrssicherheit 
zu streichen. Die Zulassung einer zweiten Kategorie von Elektrokleinstfahr-
zeugen bis 12 km/h führt zu nicht hinnehmbaren Gefahrensituationen. 

Es ist nicht davon auszugehen, dass die bis zu 12 km/h schnellen Fahrzeuge 
nur mit Schrittgeschwindigkeit auf den Gehwegen und in den Fußgängerzonen 
bewegt werden.
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Die bis zu 70 cm breiten akustisch kaum wahrnehmbaren Fahrzeuge werden 
auf den häufig sehr schmalen Gehwegen insbesondere mit Kindern, Senioren, 
blinden und sehbehinderten Menschen sowie Menschen mit kognitiven Behin-
derungen zu zahlreichen Konflikten führen. 

Die Aufteilung in zwei Kategorien wird die Überwachung dieser Fahrzeuge 
deutlich erschweren. 

Die in § 10 Absatz 3 der Verordnung vorgesehene verpflichtende Nutzung von 
Fußgängerwegen und Fußgängerzonen durch Elektrokleinstfahrzeugen bis 
12 km/h ist auch aus straßenrechtlichen Gründen abzulehnen, da dadurch zu-
mindest bei Fußgängerzonen in die kommunale Widmungshoheit dieser  
Flächen eingegriffen wird. In Bremen etwa – und das dürfte in den meisten  
anderen Bundesländern ähnlich sein – werden die Fußgängerzonen nach dem 
Landesstraßenrecht abgesehen vom Liefer- und Ladeverkehr ausschließlich 
dem Fußgängerverkehr gewidmet. Diese Widmung kann nicht durch die stra-
ßenverkehrsrechtliche Regelung in § 10 Absatz 3 der Verordnung auf Elektro-
kleinstfahrzeuge bis 12 km/h ausgedehnt werden. Dazu sind allein die Kom-
munen nach den Landesstraßengesetzen berechtigt. Daher ist eine Regelung für 
die Freigabe von Fußwegen und Fußgängerzonen für die Kategorie bis 12 km/h 
abzulehnen. 

Die Neufassungen von § 10 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 dienen der 
Klarstellung, auf welchen Verkehrsflächen und bei Anordnung welcher Ver-
kehrszeichen mit Elektrokleinstfahrzeugen gefahren werden darf. „Baulich an-
gelegte Radwege“ umfassen Radwege, gemeinsame Geh- und Radwege und 
getrennte Rad- und Gehwege, sowohl mit Benutzungspflicht (Zeichen 237, 240 
und 241) als auch ohne Benutzungspflicht.
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